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Meinen Eltern



000007 Mohr/Mono/Preview 12.07.21 16:33

Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde von der Juristischen Fakultät der Georg-
August-Universität Göttingen im Sommersemester 2020 als Dissertation an-
genommen. Rechtsprechung und Literatur wurden bis Dezember 2020 be-
rücksichtigt. Die zugrundeliegenden Forschungsarbeiten wurden durch ein
Promotionsstipendium der Studienstiftung des Deutschen Volkes gefördert,
die Veröffentlichung durch Druckkostenzuschüsse des Arbeitskreises Wirt-
schaft und Recht des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft und der
Studienstiftung ius vivum unterstützt.

Ein Projekt wie dieses wäre mir nicht möglich gewesen ohne eine Reihe
von Menschen, auf deren Unterstützung ich mich stets verlassen konnte. Ihr
Beitrag zu dieser Arbeit kann an dieser Stelle nur unvollkommen gewürdigt
werden, gleichwohl soll wenigstens der Versuch unternommen werden:

Zunächst gilt der Dank meinem Doktorvater Prof. Dr. Gerald Spindler für
seine wohlwollende Förderung und die Gewährung eines außergewöhnli-
chen Maßes an akademischer Freiheit. Er ermutigte mich nicht nur zu Be-
ginn, dieses schwierige, bereits intensiv diskutierte Thema erneut aufzuar-
beiten und den noch immer offenen und teilweise unbequemen Fragen nach-
zuspüren. Sondern er war auch während der gesamten Bearbeitungszeit ein
wertvoller Diskussionspartner, durch dessen kritisches Hinterfragen und sei-
nes Stils des Advocatus Diaboli die Arbeit an Kontur gewonnen hat.

Ebenso gilt mein Dank meinem Zweitbetreuer Prof. Dr. Ivo Bach: Ihm nur
für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens zu danken, würde seinem Bei-
trag nicht gerecht werden. Er stand mir ebenso als geschätzter Diskussions-
partner zur Seite und half, zentrale Weichenstellungen dieser Arbeit zu re-
flektieren. Insbesondere für seinen Blick auf die beweisrechtliche Seite der
Wissenszurechnung bin ich ihm dankbar.

Ich danke dem Mohr Siebeck Verlag, namentlich Dr. Julia Caroline Scher-
pe-Blessing, für die Aufnahme in das Verlagsprogramm und ihren unermüd-
lichen Einsatz für sprachliche Stringenz. Die Zusammenarbeit im Stadium
der Veröffentlichung – der vielleicht decouragierendste Teil eines solchen
Projekts – war ausgesprochen angenehm und lösungsorientiert. Ihr Beitrag
ist für den Leser von unschätzbarem Wert.

Einen herzlichen Dank schulde ich der „Lehrstuhlfamilie Spindler“. In
den vergangenen Jahren der Ausbildung war eine Konstante gewiss: Der
große Zusammenhalt am Lehrstuhl. In erster Linie gilt mein Dank Marvin
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VIII Vorwort

Jäschke und Maren Wöbbeking, mit denen ich während der Promotionszeit
nicht nur zusammenarbeiten, sondern auch zusammenleben durfte. Die Zeit
mit ihnen behalte ich in guter Erinnerung. Ich danke ebenso Dr. Jan Bley,
Patrick Brückner, Marie Dewitz, Dr. Simon Gerdemann, Niklas Kaufmann,
Dr. Jana Mansen und Léonie Strüßmann für die große, vielgestaltige Unter-
stützung, die sie mir zuteilwerden ließen.

Darüber hinaus gilt der Dank Lea Gandyra für ihre große Geduld und
ihren Zuspruch während der Schluss- und Veröffentlichungsphase dieser Ar-
beit.

Abschließend danke ich meinen Eltern Anne und Wilfried Seidel, ohne
deren unumstößlichen Rückhalt und deren unerschütterlichen Glauben an
mich wäre all dies nicht denkbar gewesen. Ihnen sei diese Arbeit in Liebe und
Dankbarkeit gewidmet.

Göttingen, im April 2021 Andreas Seidel
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§ 1

Problemaufriss

Die Kooperation zum Zweck der Arbeitsteilung ist wahrlich keine Idee der
Moderne. Sie ist spätestens seit der Neolithisierung (ab ca. 11.500 v. Chr.)
integraler Bestandteil der humanen Gesellschaft, intensiviert und differen-
ziert sich stetig und wurde insbesondere durch die Industrialisierung ab dem
18. Jahrhundert auf ein neues Niveau gehoben. Bis zum heutigen Tag lässt
sich die deutliche Tendenz feststellen, dass die Wirtschaft immer stärker
durch Arbeitsteilung geprägt ist und fortwährend neue Formen derselben
hervorbringt. Dabei stellt die Schaffung einer juristischen Person wohl die
rechtlich intensivste Organisationsform zum Zweck der Arbeitsteilung dar:
Es wird eine eigene Rechtspersönlichkeit geschaffen, unter deren Dach diese
Form der Zusammenarbeit stark reglementiert organisiert wird. Wenn sich
mehrere selbstständige Gesellschaften unter einer einheitlichen Leitung or-
ganisieren und somit einen Konzern bilden, nimmt durch die gesellschafts-
rechtliche Trennung der konzernverbundenen Unternehmen zwar der Grad
der gesellschaftsrechtlichen Verbundenheit zwischen den beteiligten Unter-
nehmen ab; nichtsdestoweniger wird durch die Bildung eines Konzerns eine
weitere Ebene der arbeitsteiligen Organisation eröffnet. Doch auch ohne
gesellschaftsrechtliche Verbundenheit können Unternehmen – vor allem
durch enge vertragliche Beziehungen wie etwa im Fall des Franchisings oder
im Rahmen von Just-in-time-Lieferbeziehungen – arbeitsteilig organisiert
sein und hierdurch Vorteile generieren; es entstehen nicht-konzernierte, ver-
tragliche Unternehmensverbindungen.

Durch die Arbeitsteilung findet neben einer Handlungsaufspaltung häufig
auch eine Wissensaufspaltung statt.1 Es kann regelmäßig nicht mehr davon
ausgegangen werden, dass der Handelnde und der Wissende innerhalb einer
Organisation personenidentisch sind. Eine solche Wissenszersplitterung lässt
sich beispielsweise an den sog. Altlastenfällen verdeutlichen: In diesen Fall-
konstellationen werden regelmäßig Industrieimmobilien unter Ausschluss

1 Im Rahmen dieser Arbeit werden die Begriffe „Kenntnis“ und „Wissen“ sowie „Ken-
nenmüssen“ und „Wissenmüssen“ synonym verwendet, da dieses Begriffsverständnis auch
der allgemeinen Diskussion zur Wissenszurechnung zugrunde liegt, vgl. bereits Olden-
bourg, Die Wissenszurechnung, 1934, S. 1; ein anderes Verständnis hat aber offenbar Faß-
bender, der „Wissen“ als „erinnerbare Kenntnis“ definiert, Faßbender, Innerbetriebliches
Wissen und bankrechtliche Aufklärungspflichten, 1998, S. 28; vgl. auch unten § 4 A.
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der Mängelgewährleistung für die Bodenbeschaffenheit verkauft. Erst nach
dem Kauf stellt sich eine Kontamination des Bodens durch eine frühere Nut-
zung heraus, deren Beseitigung für eine weitere Nutzung des Grundstücks
erforderlich ist. Dabei hatte zwar in der Regel der auf diesem Gelände pro-
duzierende Betriebsteil Kenntnis von der Verunreinigung, hat diese erkannt
und nicht selten auch (zumindest fahrlässig) verursacht. Die für die Veräu-
ßerung von Liegenschaften zuständige Abteilung ist jedoch von der Konta-
mination in Unkenntnis geblieben. Mitunter liegen zwischen der Kontami-
nation und der Veräußerung sogar mehrere Jahre oder Jahrzehnte, sodass
neben der Wissenszersplitterung in personeller Hinsicht auch eine zeitliche
Komponente hinzutritt.2

Die Notwendigkeit der Wissenszurechnung wird dabei deutlich, wenn
man sich vergegenwärtigt, dass an die Kenntnis und das Kennenmüssen einer
Person bestimmte Rechtsfolgen geknüpft werden, die regelmäßig die Recht-
stellung des Wissenden verschlechtern bzw. den anderen Teil begünstigen.3

Im Beispiel der Altlastenfälle würde die Kenntnis des Verkäufers, wenn sie
ein arglistiges Verhalten begründet, heute dazu führen, dass er sich gem. § 444
BGB nicht auf den vereinbarten Haftungsausschluss berufen könnte.4 Ohne
die Zurechnung von Kenntnis führte Arbeitsteilung dazu, dass Organisati-
onen sich nachteiligen Rechtsfolgen entziehen könnten. Diese Option er-
schien dem Gesetzgeber bereits für die bloße Stellvertretung nach § 164 BGB
unangemessen, wie der Blick auf § 166 Abs. 1 BGB nahelegt, und ist im Hin-
blick auf die hier zu untersuchenden arbeitsteiligen Organisationen ebenso
wenig zufriedenstellend. Zudem ließen sich die bedingungslose Zulässigkeit
der Wissensaufspaltung und die damit einhergehende Wissenssegmentierung
innerhalb von arbeitsteiligen Organisationen insbesondere vor dem Hinter-
grund einer ausgeglichenen Risikoverteilung unter Beachtung der Risiko-
beherrschung nicht rechtfertigen.

Gleichzeitig muss festgestellt werden, dass die normierte Wissenszurech-
nung (insbesondere § 166 Abs. 1 BGB) in komplexen Organisationsformen
häufig an ihre Grenzen stößt. So ist für die Zurechnung nach § 166 Abs. 1
BGB beispielsweise (zumindest dem Wortlaut nach) die Qualifizierung des
Wissenden als Stellvertreter notwendig.5 Darüber hinaus wird durch § 166
Abs. 1 BGB nur handlungsakzessorisches Wissen zugerechnet – mithin müs-
sen der handelnde Vertreter und der Wissende personenidentisch sein. In dem
soeben skizzierten Altlastenfall werden somit nicht nur aufgrund personeller,

2 Vgl. beispielhaft BGH, Urt. v. 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30.
3 Zu der Rechtserheblichkeit des Wissens und Wissenmüssens vgl. unten § 4 B. und § 4

C.
4 Vor der Schuldrechtsreform kam die Rechtsfolge der sog. Arglisthaftung gem. §§ 463

S. 2, 476 BGB (a.F.) hinzu, vgl. BGH, Urt. v. 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30 (35).
5 Zur Möglichkeit der Gehilfenzurechnung vgl. unten § 7 C.
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sondern häufig auch zeitlicher Inkonsistenzen der normierten Zurechnung
nach § 166 Abs. 1 BGB Grenzen gesetzt. Die normierte Wissenszurechnung
ist schlicht nicht für die komplexe Arbeitsteilung geschaffen. Gesetzliches
Leitbild war vielmehr eine Dreipersonenkonstellation zwischen Vertreter,
Vertretenem und Drittem.6

Deshalb verwundert es auch nicht, dass der Streit um eine darüber hinaus-
gehende Wissenszurechnung im Gesellschaftsrecht als Abbild einer Rechts-
materie, die komplexe Organisationsformen zum Gegenstand hat, bereits im
19. Jahrhundert geführt wurde.7 Mit einigem Abstand dazu flammte die
Frage in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre und Anfang der 2000er-Jahre –
nach einem Grundsatzurteil des BGH vom 2. Februar 19968 zur Etablierung
der sog. wertenden Wissenszurechnung – wieder auf und brachte damals 15
Monographien9 und unzählige Zeitschriften- und Sammelbandbeiträge her-
vor. Mit der wertenden Wissenszurechnung soll seit nunmehr über 20 Jahren
die Lücke geschlossen werden, die die normierte Wissenszurechnung im Rah-
men komplexer arbeitsteiliger Organisationen hinterlässt. Gleichzeitig zeigt
die in den letzten Jahren wieder aufgeflammte Diskussion um die (wertende)
Wissenszurechnung innerhalb von Gesellschaften und Konzernen deutlich
die fortwährende Brisanz dieses Problemkreises. Erkennbar war dies zuletzt
etwa im Nachgang des (gescheiterten) Übernahmeversuchs der Volkswagen
AG durch die Porsche SE im Jahr 2008 zur Frage der Wissenszurechnung im
Konzern,10 im Rahmen von Prospektfehlern zur Frage der Wissenszurech-
nungsfähigkeit der kognitiven Tatbestandsvoraussetzungen des § 826 BGB11

oder anhand der Themenwahl des vielbeachteten ZHR-Symposiums 2017.12

6 Zum gesetzlichen Leitbild, das § 166 Abs. 1 BGB zugrunde liegt, vgl. unten § 9 C.V. 1.
7 v. Gierke, Genossenschaftstheorie, 1887, S. 603 ff., insb. S. 626 ff.; v. Savigny, System

des heutigen römischen Rechts, Band 2, 1840, S. 282 ff., 312.
8 BGH, Urt. v. 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30.
9 Zählung nach Faßbender/Neuhaus, WM 2002, 1253 (1253) ergänzt um Rosenmüller,

Zurechnung im Konzern nach bürgerlich-rechtlichen Grundsätzen, insbesondere bei
rechtsgeschäftlicher Betätigung eines Konzerngliedes, 2001.

10 Vgl. hierzu OLG Celle, Urt. v. 24.8.2011 – 9 U 41/11, BeckRS 2011, 141384; Schwin-
towski, ZIP 2015, 617 (622 f.); Koch, ZIP 2015, 1757 (1765); Buck-Heeb, AG 2015, 801
(804); Verse, AG 2015, 413 (418 ff.); Schirmer, AG 2015, 666 (667 ff.); Spindler, ZHR 181
(2017), 311 (332); Schürnbrand, ZHR 181 (2017), 357, passim.

11 Vgl. hierzu BGH, Urt. v. 28.6.2016 – VI ZR 536/15, NJW 2017, 250 (Rn. 23); Harke,
Wissen und Wissensnormen, 2017, S. 95; Thomale, Der gespaltene Emittent, 2018, S. 15 f.;
Wagner, JZ 2017, 522 ff.; Seidel, AG 2019, 492 (500 f.); MünchKommBGB/Wagner, § 826
Rn. 38 ff.; Staudinger/Oechsler (2018), BGB, § 826 Rn. 81a ff.

12 ZHR-Symposium zum Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht in Königstein am Tau-
nus am 13./14.1.2017, dessen erster Veranstaltungstag vollständig Fragen der Wissenszu-
rechnung und Wissensorganisation im Unternehmensrecht gewidmet war, zu den ver-
schriftlichten Referaten und den Diskussionsberichten vgl. ZHR 181 (2017), Heft 2/3,
S. 159 ff.



000028 Mohr/Mono/Preview 12.07.21 16:33

6 § 1 Problemaufriss

Vor dem Hintergrund einer derart langen und intensiv geführten Diskus-
sion, den unzähligen Veröffentlichungen zu diesem Themenfeld und einer
kaum zu überblickenden Fülle an Argumenten für und wider bestimmte Lö-
sungsansätze stellt sich die kritische Frage nach der Daseinsberechtigung
einer weiteren Forschungsarbeit zu diesem Themenkomplex.

Es drängt sich allerdings immer stärker der Eindruck auf, dass die gefun-
denen Ergebnisse der wertenden Wissenszurechnung zu unumstößlichen
Dogmen erhoben werden und Wendungen wie „typischerweise aktenmäßig
festgehaltenes Wissen“ oder „Pflicht zur ordnungsgemäßen Organisation der
Kommunikation“ wie eine Monstranz hochgehalten werden, ein ehrlicher
Austausch über die (deutlich zutage tretenden) Schwächen der „pflichten-
basierten“ wertenden Wissenszurechnung jedoch kaum stattfindet. Vor al-
lem erscheint es, als werde in letzter Zeit immer weniger nach Alternativen zu
dem (schon bisher trefflich kritisierten) Pflichtenbezug oder nach einer taug-
lichen dogmatischen Begründung für dieses Zurechnungsmodell ernsthaft
gesucht. Vielleicht lässt sich Thomale auch so verstehen, wenn er schreibt,
dass das herrschende („pflichtenbasierte“) Wissenszurechnungsmodell „un-
ter rechtsrealistischen Gesichtspunkten als geltendes Recht“ angesehen wer-
den kann.13 So werden dogmatische Brüche und Wertungswidersprüche zwar
teilweise erkannt, gleichwohl folgen aus dieser Kritik nur wenig konkrete
Vorschläge für ein neues, widerspruchsfreies oder zumindest widerspruch-
särmeres Konzept der Wissenszurechnung bei arbeitsteiligen Organisatio-
nen.

Insofern besteht sehr wohl noch ein Diskussionsbedürfnis, bei welchem
die vorliegende Arbeit ansetzt: Sie formuliert insbesondere die Kritik an dem
bestehenden wertenden Wissenszurechnungsmodell und entwickelt im An-
schluss daran ein neues Wissenszurechnungskonzept, das zwar aus den Feh-
lern des bestehenden Konzepts „lernt“, gleichsam aber dessen Vorzüge nicht
außer Acht lässt.

13 Thomale, AG 2016, 641 (648).
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§ 2

Schwerpunktsetzung und Eingrenzung
des Untersuchungsgegenstands

Die unzähligen Monographien, Zeitschriften- und Sammelbandbeiträge zur
Wissenszurechnung im Recht der Unternehmen zeigen vor allem eines: die
Komplexität und Vielgestaltigkeit der Frage nach einer Wissenszurechnung
bei arbeitsteiliger Organisation. Dies wird umso deutlicher, wenn man be-
denkt, dass – soweit ersichtlich – dieser Frage noch nie in Gänze, sondern nur
in Bezug auf eine Zurechnung innerhalb der juristischen Person (des privaten
und des öffentlichen Rechts, insbesondere in Kapitalgesellschaften), inner-
halb von anderen (Einheits-)Gesellschaftsformen sowie innerhalb des Kon-
zernverbunds (in seinen unterschiedlichen Gestaltungsformen) nachgegan-
gen wurde. Dabei wurde traditionell ein ableitendes Verfahren angewendet,
wobei die Wissenszurechnung innerhalb des Konzerns direkt aus den gefun-
denen Ergebnissen für die juristische Person entwickelt wurde.

Die vorliegende Arbeit hat sich demgegenüber zum Ziel gesetzt, nicht nur
die Wissenszurechnung innerhalb der juristischen Person oder innerhalb des
Konzernverbunds in den Blick zu nehmen, sondern darüber hinaus auch
andere Formen arbeitsteiliger Organisation, namentlich nicht-konzernierte
Unternehmensverbindungen vertraglicher Art, mit einzubeziehen. Würde
nun die Darstellung wiederum die für den Konzern gefundenen Ergebnisse
ableiten (die ihrerseits bereits aus den Grundsätzen zur Wissenszurechnung
innerhalb der juristischen Person hergeleitet wurden), um Grundsätze für die
Wissenszurechnung innerhalb von nicht-konzernierten Unternehmensver-
bindungen zu entwickeln, drohte bei jedem Ableitungsschritt entlang der
absteigenden unternehmensrechtlichen Verbundenheit die Gefahr von Wer-
tungsfehlern.

Aufgrund dessen besteht hier die Notwendigkeit, zunächst ein allgemeines
Konzept der wertenden Wissenszurechnung zu etablieren und zu begründen,
welches sich dann unmittelbar auf die verschiedenen arbeitsteiligen Organi-
sationen anwenden lässt. Dazu wird zunächst das bestehende Konzept der
„pflichtenbasierten“ wertenden Wissenszurechnung innerhalb der juristi-
schen Person dargestellt und es werden dessen erhebliche Schwächen aufge-
zeigt. Ausgehend von diesem Konzept und der darauf fußenden Kritik wird
im Anschluss das allgemeine wertende Wissenszurechnungskonzept für ar-
beitsteilige Organisationen entwickelt. Ziel ist es dabei, ein allgemeines Wis-
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senszurechnungskonzept zu schaffen, das sowohl in Bezug auf die verschie-
denen Formen arbeitsteiliger Organisation als auch in Bezug auf die unter-
schiedlichen situativen Kontexte, in denen Wissen rechtserheblich werden
kann, ausreichend wertungsoffen ist. Im Ergebnis soll das hier zu konzep-
tualisierende allgemeine wertende Wissenszurechnungskonzept somit einer-
seits ein dogmatisches Fundament der wertenden Wissenszurechnung anbie-
ten und andererseits auch eine praktische Lösungshilfe bei der Frage nach
der Wissenszurechnung in beliebigen arbeitsteiligen Organisationen darstel-
len.

Dieses allgemeine wertende Wissenszurechnungskonzept soll im An-
schluss auf die arbeitsteilige Organisation der juristischen Person unter be-
sonderer Berücksichtigung der Kapitalgesellschaft, des Konzerns und der
nicht-konzernierten Unternehmensverbindung auf vertraglicher Grundlage,
wie etwa dem Franchising oder im Rahmen der Just-in-time-Produktion,
angewendet werden. Diese Organisationsformen wurden exemplarisch aus-
gewählt, da sie zum einen von hoher praktischer Relevanz im Rahmen der
Arbeitsteilung sind (insbesondere die nicht-konzernierten Unternehmens-
verbindungen im Rahmen der modernen Wirtschaft gewinnen immer stärker
an Bedeutung) und sich zum anderen anhand dieser Organisationsformen
allgemeine Wertungen im Recht der arbeitsteiligen Organisation aufzeigen
lassen. Hierbei sei besonders auf die absteigende unternehmensrechtliche
Verbundenheit von der Kapitalgesellschaft über den Konzernverbund bis zur
nicht-konzernierten Unternehmensverbindung hingedeutet, die sich auch im
Rahmen der wertenden Wissenszurechnung wiederfinden wird.

Der weite Rahmen der vorliegenden Arbeit, der im Hinblick auf die wer-
tende Wissenszurechnung gezogen wird, macht gleichsam auch eine Begren-
zung dieser Arbeit in Randbereichen notwendig.

Von dieser Begrenzung betroffen sind zunächst von der wertenden Wis-
senszurechnung verschiedene Formen der Zurechnung von Kenntnis inner-
halb arbeitsteiliger Organisationen. So kann zwar beispielsweise auch eine
beliebige Person für eine juristische Person, eine Tochtergesellschaft für die
Muttergesellschaft oder ein Franchisenehmer für den Franchisegeber als ge-
willkürter Stellvertreter auftreten, sodass auch das Wissen dieses Stellver-
treters nach § 166 Abs. 1 BGB zugerechnet wird, jedoch ergeben sich hier nur
wenige Unterschiede im Vergleich zu anderen Vertretungskonstellationen
nach § 164 BGB.1 Aus diesem Grund wird namentlich die Wissenszurech-
nung bei gewillkürter Stellvertretung nicht vertieft thematisiert, wobei
nichtsdestotrotz beleuchtet werden muss, welche Qualität das Handeln eines
Geschäftsführungsorgans für die juristische Person hat und ob dort nicht
auch auf § 166 Abs. 1 BGB zurückgegriffen werden kann. Ebenso ist selbst-

1 Vgl. hierzu Buck, Wissen und juristische Person, 2001, S. 119 ff.
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verständlich auf § 166 BGB einzugehen, wenn nach einer dogmatischen An-
knüpfung für die wertende Wissenszurechnung de lege lata gesucht wird.

Darüber hinaus müssen inhaltliche Eingrenzungen insbesondere im vier-
ten Teil dieser Arbeit vorgenommen werden: Hier wird sich die Übertragung
und Anwendung des zuvor entwickelten allgemeinen wertenden Wissenszu-
rechnungskonzepts auf die juristische Person des Privatrechts sowie kon-
zernierte und nicht-konzernierte Unternehmensverbindungen mit vertragli-
cher Grundlage beschränken. Auch wenn sich die Fragen der Wissenszurech-
nung auch bei allen anderen Formen arbeitsteiliger Organisation stellen, so-
dass genauso nach der Wissenszurechnung innerhalb juristischer Personen
des öffentlichen Rechts, innerhalb von Personengesellschaften oder inner-
halb des Unternehmens eines Einzelkaufmanns mit verschiedenen Arbeit-
nehmern, Stellvertretern, Prokuristen etc. gefragt werden kann, müssen im
Rahmen der vorliegenden Darstellung Sonderfragen dieser Gesellschaftsfor-
men außer Betracht bleiben. Selbstverständlich lassen sich jedoch die Grund-
sätze der allgemeinen wertenden Wissenszurechnung auch auf andere For-
men arbeitsteiliger Organisation übertragen, wobei dort auf die jeweiligen
Spezifika dieser Organisationsformen gesondert einzugehen ist. Insbeson-
dere die Übertragung des allgemeinen wertenden Wissenszurechnungskon-
zepts etwa im Bereich von Personenhandelsgesellschaften oder Unternehmen
von Einzelkaufleuten mit verschiedenen Stellvertretern muss daher einer ge-
sonderten Veröffentlichung vorbehalten bleiben.2

Darüber hinaus kann vor allem im Rahmen der Unternehmensverbin-
dungen (und hier insbesondere bei den nicht-konzernierten Unternehmens-
verbindungen) nicht auf alle möglichen Gestaltungsformen eingegangen
werden. Die vertraglichen Gestaltungsmöglichkeiten sind hier schlichtweg
überwältigend und nahezu grenzenlos, sodass sich die Darstellung dort auf
typische Verbundkonstellationen und Vertragsgestaltungen beschränken
und teilweise beispielhaft bleiben muss.

Um den roten Faden dieser Darstellung nicht zu verlieren, beschränkt sich
die vorliegende Arbeit zuweilen darauf, auf Verbindungslinien zu anderen
Rechtsgebieten hinzuweisen. Solche Verbindungslinien lassen sich etwa zum
Datenschutzrecht oder auch in das Straf(prozess)recht ziehen. Auf eine um-
fassende Abhandlung wird verzichtet, sofern diese die weitere Argumenta-
tion nicht (oder nur in Randbereichen) vorantreiben würde. Die abschlie-
ßende Betrachtung dieser Verbindungslinien soll einer gesonderten Veröf-
fentlichung vorbehalten bleiben.

2 Vgl. zur Wissenszurechnung innerhalb von Personengesellschaften den Exkurs im
Rahmen der Wissenszurechnung bei vertraglichen Gleichordnungskonzernen, § 11
D.II.2.b); vgl. zur Wissenszurechnung in Betrieben von Einzelkaufleuten Seidel, ZIP 2020,
1506, passim.
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Gleichsam gebietet es der Umfang dieser Arbeit, Probleme und Gedan-
ken, die an verschiedenen Stellen dargestellt und analysiert werden können,
an einer Stelle konzentriert zu besprechen und im weiteren Verlauf nur auf die
dort gefundenen Ergebnisse zu verweisen.
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